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Obligatorische 

Zwischenprüfungen 

Studienzeitverkürzung 

Zwei-Klassen-Studenten 

Eütesonderbereiche

Am 24. Oktober wurde der Gesetzentwurf für die Novellierung des 
Hochschulrahmengesetzes (HRG) veröffentlicht.
Darin ist eine Verschärfung unserer Studiensituation, eine Ver­
schlimmerung der Arbeits- und Qualifikationssituation der Wissen­
schaftlichen Mitarbeiter, ein fast unkontrollierbarer Zulauf von 
Drittmitteln an die Hochschule und vieles mehr vorgesehen.

fD esha lb  kommmt zur j

Podiumsdiskussion mit

Dr. Rainer Ri Hing • Bund demokratischer Wissenschaftler (BdWi)

Prof. Dr. Herbert Fenger Institut für Berufspädagogik

Karl Nürnberger, Wiss. Mitarb. Institut für Psychologie

und einem/r Vertreter/in der Fachschaft des Fachbereichs 3

A ltes  Hauptgebäude ( 1 1 ) ,  Raum 23 j 

1 9 .3o Uhr. . >s ..... - .

14. November 1984 - '

Die Bundesregierung ist bestrebt, diese Gesetzesänderung so schnell 
wie nur möglich im Bundestag zu verabschieden.
Daher ist es für uns notwendig, uns ebenso schnell zu informieren 
und Gegenwehr gegen diese Pläne zu entwickeln.
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Im Seminar "Erziehender Unterricht 

Zur Modernisierung der Bildungs­

theorie durch Herhart" wurde zum 

BAFÖG-Teilerlaß diskutiert und 

aufgezeigt, wie sich diese Maß­

nahme, in eine Fülle von Maßnahmen 

der Regierung integriert, die heute 

gegen die Hochschule gerichtet sind. 

Ausgehend von dieser Diskussion 

und der einhelligen Ablehnung 

dieser Maßnahme(n) soll hier ver­

sucht' werden, einige Hintergründe 

und Ursachen sowie Handlungsper­

spektiven zur Diskussion zu stellen.

Tragende Begriffe der heutigen 

hochschulpolitischen Diskussion, 

wie sie von den Regierungsparteien 

den Untemehmerverbänden und 

Medien geführt wird, sind "Elite­

universität ", "Spitzenforschung", 

"Wettbewerb". Worum geht es dabei 

in Wirklichkeit?

I. Hintergrund dieser hochschul- 

politischen Konzeption ist die 

wirtschaftliche Krise des kapi­

talistischen Systems, zu deren 

"Überwindung" die Hochschule bei­

tragen sollen. Im Zentrum stehen 

dabei drei Ziele:

1. Das Kapital drängt dazu sich 

neue Märkte zu schaffen, deren 

gesellschaftlicher Nutzen den 

Schaden nicht aufwiegt, der 

durch sie der Gesellschaft zuge­

fügt wird.

Unter anderem sollen die Univer­

sitäten die Grundlagen für "In­

novationen" und den "technolo­

gischen Sprung" schaffen. Gen-

' technologie, Mikroelektronik und 

Mikroprozessorforschung sollen die 

Grundlage schaffen für neue Gewinne 

und nur deshalb dürfen sie sich 

"Spitzenforschung" nennen.

Aber wie schon bei der Kemenergie- 

forschung und -anwendung erfahrbar 

wurde, werden diese Technologien 

unter kapitalistischen Bedingungen 

besonders von der Rüstung abhängig 

und wesentlich mitbestimmt. An Ä

Stelle eines möglichen gesell- w

schaftlichen Nutzens erwachsen aus 

ihnen größte Gefahren für die 

Menschheit. Dies gilt auch für die 

sogenannte friedliche Anwendung der 

Kernenergie, wo im Interesse einer 

möglichst schnellen profitablen An­

wendung SicherheitsVorkehrungen 

und Probleme der Endlagerung bei- 

seit gelassen werden. Auch die 

Automation, die besonders durch die 

Mikroprozessorforschung möglich wird, 

verbessert unter kapitalistischen ^  

Bedingungen nicht die lebensverhält-^ 

nisse der Menschen: die Gewinne des 

Kapitals steigen, während Millionen 

Menschen arbeitslos - aus Produktion 

und Gesellschaft ausgestoßen werdenl 

Damit aber werden die größten Kräfte 

gesellschaftlichen Fortschritts, die 

schöpferischen Kräfte der Menschen 

selbst, zerstört, da ihnen weder 

Arbeits- noch Ausbildungsmöglichkeiten 

gegeben werden.

Dieser Kurs verlangt die Unterordnung 

von Forschung und lehre unter die un­

mittelbaren, auf den Profit gerichteten 

Interessen der Industrie. Die Freiheit



von Forschung und 

Profitinteressen

lehre fällt damit den 

zum Onfer.
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Dazu dient insbesondere die Diffa«* 

mierung der Hochschulen als Produ­

zenten von Mittelmaß. Es wurde schon 

genaannt, daß als "Spitzenforschung" 

nur soche Forschung bezeichnet wird, 

die gewinnversprechend ist. Dabei 

stützt man sich auf die schlechten

2. Das Kapital drängt dazu, gesell­

schaftliche Sektoren, die bisher 

unter staatlichen Schutz standen, 

als neue Profitquellen zu er- 

schliessen. Zentrales Mittel ist 

dabei die sog. Privatisierung, von 

der auch die Hochschule betroffen

^Lst.

So stellt das Handelsblatt ein 

Modell vor, das die "Finanzier- 

rungsfuaktion bei der Hochschul­

bildung weitgehend vom Staat auf 

private Einrichtungen verlagert."

(HE, 8. 12. 83)

Kurz gesagt, sollen Eltern 9 Jahre 

vor Studienbeginn ähnlich dem Bau­

sparen bei privaten Institutionen 

(Banken o.ä.) Gelder einzahlen, um 

damit später das Studium ihres 

Kindes zu finanzieren.

Dieses Beispiel zeigt, wie weit­

reichend die Überlegungen zu "markt­

wirtschaftlichen" Methoden gehen.

In gleicher Weise werden von CDU und 

RCDS Überlegungen zur Privatisierung 

von Mensen und Studentenwerken voran­

getrieben.

3. Drittes Ziel der hochschulpoli- 

tischen Umsetzung der "Wende" ist die 

Ausforstung von sog. "Überflüssigem 

Kapital". Alle nicht profitabwerfen­

den Wissenschafts- und Studienbe­

reiche sollen eingeschränkt bis 

aufgelöst werden.

Studienbedingungen (Überfüllung von 

Seminaren und Übungen, überfüllte 

Studienpläne etc.), verschweigt 

aber, daß man sie selbst bewußt 

igeschaffen hat-und weiterhin pro­

duziert.

Diese Entwicklung bekommt insbe­

sondere die geisteswissenschaft­

lichen Fachbereiche zu spüren 

(Stellen- und Mittelstreichung, 

k&ine Gelder für Bibliotheken 

....). Aber auch in naturwissen­

schaftlichen Fachgebieten .wird 

dies sichtbar, z.B. Umstellung 

jvon Biologie zu Biotechnik, ins- 

|gesamt Verlust von allgemein- 

|theoretischen wissenschaftlichen
i

|Grundlagen zugunsten technolo­

gischer Anwendungskennhnisse.
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II. Diese Zielsetzungen werden 

in einer; Vielzahl finanzieller, 

organisatorischer und studien­

inhaltlicher Maßnahmen umzu-' 

setzen versucht.' Die zarstä- 

rerischen Konsequenzen dieser 

Politik für Wissenschaft, Ge­

sellschaft und Zivilisation 

-werden mit einem■Vorantreiben ’ 

reaktionärer Ideologien zu ver- 

- decken gesucht.""- “' - * •••' •

Hier seien nur zwei zentrale 

Begriffe aufgegriffen: der, - 

sog. "Wettbewerb”, der an den 

Hochschulen (wieder) statt­

finden müsse und die Notwen­

digkeit der .Bildung von "lei­

stungstragenden Eliten”.

Unter Wettbewerb wird nicht 

etwa der wissenschaftliche 

Wettbewerb zur "Wahrheits­

findung” verstanden, sondern 

der Wettbewerb um die Dritt­

mittel, d.h. jener finanziellen 

Mittel, die von der Industrie 

an Hochschulen für bestimmte 

Forschungsprojekte vergeben 

werden, die der Industrie selbst 

zu teuer wären. Bestimmte Fach­

bereiche sind inzwischen davon 

völlig abhängig und dies soll 

.weiter ausgebaut werden, die der 

Industrie selbst zu teuer wären.
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Bestimmte Fachbereiche sind in­

zwischen davon völlig abhängig 

und dies soll weiter ausgebaut 

werden.

Dis so notwendigen "Eliten" sollen 

nach Frau Wilms folgende Merkmale 

tragen (nach HB 8.12.83): "Verant­

wortungsbewußtsein", "soziales En­

gagement", "Mut.zum Risiko" und

und Gemeinwesen". Sie sollen"Trä- 

ger der FDGO"sein.

Hier tauchen die schlimmsten anti­

demokratischen Traditionen auf, 

denn indem man die Eliten so 

charakterisiert, wird der Mehrheit 

der Bevölkerung all diese politi 

■ sehen und sozialen Merkmale abge­

sprochen* Die Eliten sollen die 

| Herrschaft gegendie Mehrheit 

| sichern. ™

i In diese Richtung gehen auch die 
| Maßnahmen, alle kritischen Kräfte 

im Lehrkörper auszuschließen. 

Legitimeiren soll sich diese 

Elite durch L^idtung, wobei man 

verschweigt, daß Millionen von 

Menschen von der Möglichkeit, 

für die Gesellschaft etwas zu 

;leisten und sich ausbliden, aus-

!geschlossen werden; daß in Lehr-
!
;Veranstaltungen mit hohen Teil- 

;nehmerzahlen die Studenten an 

'eigener Leistung gehindert 

werden.Verpflichtung gegenüber dem Staat


